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A. Einführung 

J. Einleitung 

Gegenstand der folgenden Untersuchungen soll sein, ob eine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (§§ 70Sff. BGB)l Partei eines Zivilprozesses sein kann, 
d.h., ob sie ( aktive/passive) Parteifähigkeit besitzt, und welchen Einfluß die 
Entscheidung hierüber auf das materiell-rechtliche Verständnis der GbR hat. 
Zudem soll die Stellung der GbR im Erkenntnisverfahren sowie im Zwangs-
vollstreckungs- und Konkursrecht dargestellt werden. 

Ausgangspunkt der Prüfung und damitsedes materiae soll dabei das Prozeß-
recht sein. Insbesondere bestimmt § 50 I ZPO, daß parteifähig ist, wer rechts-
fähig ise. Das Prozeßrecht knüpft also an das Vorliegen eines materiell-recht-
lichen Tatbestandes (den der Rechtsfähigkeit) eine prozessuale Folge (die der 
Parteifähigkeit). Es liegt somit eine Schnittstelle von Prozeßrecht und mate-
riellem Recht vor, was eine Durchleuchtung beider Rechtsgebiete, insbeson-
dere aber des Verhältnisses dieser beiden zueinander und der gegenseitigen 
Beeinflussung, erfordere. 

Besondere Berücksichtigung soll dabei die zu beobachtende Diskussion 
über das materiell-rechtliche Verständnis der GbR finden. Diese ging bisher 
grundsätzlich von materiell-rechtlichen Überlegungen aus und zog daraus 
Konsequenzen für das Prozeßrecht. Die vorliegende Darstellung soll dagegen 
zunächst die prozessualen Aspekte untersuchen und die Auswirkungen dieser 
Betrachtungen auf die materiell-rechtliche Konzeption beschreiben. Ein 
Hauptziel soll hier sein, der zu beobachtenden gegenläufigen Entwicklung von 
Gesellschaftsrecht und Prozeßrecht entgegenzuwirken und die zu vermissende 
Einheit beider Rechtsgebiete wieder herzustellen. 

Zur Verdeutlichung der Problemstellung diene folgender Ausgangsfall, auf 
den im Laufe der Darstellung zurückgegriffen wird: 

1 Im folgenden: GbR. 
2 Vgl. daneben §§ 5011 ZPO, 124 I HgB, 10 ArbGG. 
3 In diesem Sinne auch: Hüffer, (FS Stimpel) 1985, S. 165. 



20 A. Einführung 

Die drei Bauunternehmer A, B, C erhalten auf ihre gemeinsame Bewerbung hin den 
Zuschlag für den Ausbau eines neuen Autobahnabschnittes, der A 46 in der Gemar-
kung Schönerland. Zum Ausbau benötigen sie eine neue, größere Dampfwalze, die sie 
von der Firma Platt GmbH erwerben. Schon kurz nach Baubeginn zeigen sich an der 
Dampfwalze Mängel. Die Platt GmbH lehnt jede Verantwortung hierfür ab und fordert 
die Zahlung des vollen Kaufpreises. Wen muß die Platt GmbH auf Zahlung des 
Kaufpreises verklagen? Wer muß die Platt GmbH verklagen, wenn der Kaufpreis 
bereits gezahlt ist und die drei Unternehmer Wandlung oder Minderung verlangen? A, 
Bund C haben sich trotz des Ärgers um die Dampfwalze auch privat besser kennenge-
lernt. Sie erwerben daher gemeinsam ein Ferienhaus aufSylt. Da sie sich finanziell aber 
übernommen haben, können sie den vereinbarten Kaufpreis an die Verkäuferfirma 
Häuser GmbH&Co KG nicht entrichten. Diese erwirkt daraufhin gegen A, Bund C 
einen rechtskräftigen Titel, durch den die drei zur Zahlung des Kaufpreises als Gesamt-
schuldnerverpflichtet werden. Nach erfolglosen Vollstreckungsversuchen in die Privat-
vermögen der Unternehmer möchte die Häuser GmbH&Co KG gerne die Dampfwal-
ze pfänden lassen. Nunmehr sind alle drei Unternehmer zahlungsunfähig. Über ihre 
Privatvermögen werden Konkursverfahren eröffnet. Was geschieht mit der Dampfwal-
ze? 

11. Der Meinungsstand 

Im wesentlichen haben sich in Rechtsprechung und Lehre die folgenden 
Auffassungen gebildet4• 

1. Die Rechtsprechung 

Die höchstrichterliche RechtsprechungS verneint ohne nennenswerten Be-
gründungsaufwand sowohl die aktive als auch die passive Parteifähigkeit der 
GbR. Sie stützt sich dabei in der Sache im wesentlichen auf den Wortlaut des 
§ 50 I ZPO, der die Rechtsfähigkeit nach bürgerlichem Recht zur Vorausset-
zung der Parteifähigkeit erklärt. Die GbR sei keine juristische Person, nicht 
rechtsfähig und damit auch nicht parteifähig. Partei sind vielmehr die jeweili-
gen Gesellschafter. 

4 Zur eingehenden Darstellung und Bewertung siehe unten §§ 9ff. 
S BGHZ 80, 222 (227): jüngst: BGH, NJW-RR 1990, 867; BA-I, BB 1980,823; BA-I, NJW 

1987, 1720; strikt g.!gen jede Anerkennung von Rechtsfähigkeit einer GbR: BAG, NJW 1989, 
3034f.; OLG Köln, OLGZ 73; 469; OLG Hamm, JB 1976,365; LG Kaiserslautern, DGVZ 1990, 
91 mit der richtigen Konsequenz, daß aus einem gegen eine GbR als solche erstrittenen Titel als 
ein gegen eine nicht existente Partei ergangenen Titel nicht in das Gesellschaftsvermögen 
vollstreckt werden kann; auch soll eine Umdeutung in einen Titel gegen die Gesellschafter in aller 
Regel nicht möglich sein. 
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2. Die herrschende Lehre 

Die herrschende Lehre6 folgt dem. Dies geschieht weitgehend aus dem 
materiell-rechtlichen Verständnis der GbR als nicht selbständigem Personen-
verband heraus? Doch erkennt auch Ulmer, der die GbR als teilrechtsfähige 
Wirkungseinheit versteht, die Parteifähigkeit der GbR nicht an8• Er entnimmt 
seine Auffassung der Feststellung, daß im Prozeßrecht ein besonderes Bedürf-
nis nach Formalisierung und Rechtssicherheit bestehe, welches durch die 
Anerkennung der GbR als parteifähig unbeachtet bliebe9• 

Prozessuale Konsequenz ist, daß die Gesellschafter als Parteien des Ge-
samthands(schuld)prozesses anzusehen sind. Ihre im materiellen Recht wur-
zelnden Verbundenheit aufgrund der vertraglich eingegangenen GbR wird 
nach dieser Ansicht durch das prozessuale Institut der Streitgenossenschaft, 
§§ 59ff. ZPO, dokumentiert. Dabei besteht hinsichtlich Aktivprozessen (Ge-
samthandsklagen) Einigkeit darüber, daß die Gesellschafter notwendige 
Streitgenossen nach § 62 I 2.Alt. ZPO sind10• Umstritten ist, ob dies auch für 
Passivprozesse (Gesamthandsschuldklagen) giltll. Folgt man der zweiten Auf-
fassung, so muß im Prozeß keine notwendig einheitliche (verfahrensabschließ-
ende ) Entscheidung ergehen. 

Für den Ausgangsfall bedeutet dies, daß A, Bund C das Wandlungs- bzw. Minde-
rungsbegehren in ihren Namen durchsetzen müssen; sie müssen die Platt GmbH 
verklagen. Umgekehrt muß die Platt GmbH A, Bund C auf Zahlung des Kaufpreises 
verklagen. Wie ist es nun zu beurteilen, wenn A, nicht aber Bund C die Kaufpreisschuld 
anerkennen? 

b Aus der zivilprozessualen Literatur: AK-ZPO/Koch, § 50 Rz. 13; Stein/Jonas/Leipold, § 50 
Rz. 17; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, § 50 Anm. 2 F b; Blomeyer, ZPR, § 7112; 
RosenberglSchwab, § 4311 4 a.E.; Jauernig, ZPR, § 19 11 1; Hoche/Haas, S. 53; ZöllerNollkom-
mer, § 50 Rz. 26; aus der gesellschaftsrechtlichen Literatur. Erman/Westermann, § 718 Rz. 13; 
JauerniglStürner, §§ 714, 715 Anm. 5 a; Kornblum, BB 1970, 1447; Kraft/Kreutz, S. 99; Pa-
landt/Thomas, § 714 Rz. 6; Sudhoff, S. 31/32; Thein, S. 162f.; Westermann, Handbuch, Rz. I 377; 
Wiedemann, S. 262 Gew.m.w.Nachw.). 

7 Vgl. die Nachweise in FN 6. 
8 Ulmer, § 718 Rz. 42. 
9 Ulmer § 718 Rz. 42. 
10 Stein/Jonas/Leipold, § 62 Rz. 18; Ulmer, § 718 Rz. 45 (m.w.Nachw.). 
11 Dafür. Ulmer, § 718 Rz. 46; Stein/Jonas/Leipold, § 62 Rz. 19 Gew.m.w.Nachw.); für einfa-

che Streitgenossenschaft: RosenberglSchwab, § 50 III 1b; JauemiglStümer, §§ 714, 715 Anm. 5 
a bb; offengelassen in BGH NJW-RR 1990, 867 (tendenziell jedoch eine notwendige Streitgenos-
senschaft bejahend). 
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